
Dies ist ein utb-Band aus dem Verlag facultas. 
utb ist eine Kooperation von Verlagen mit einem  
gemeinsamen Ziel: Lehrbücher und Lernmedien für  
das erfolgreiche Studium zu veröffentlichen.

utb-shop.de
,!7ID8C5-cfchig!

ISBN 978-3-8252-5278-6

Klaus-Dieter Borchardt

Die rechtlichen 
Grundlagen der  
Europäischen Union
7. Auflage

Das Lehrbuch vermittelt einen umfassenden Einblick 
in die weitverzweigte Rechtsordnung der Europäischen 
Union. Die systematische Darstellung konzentriert sich 
dabei auf die Grundfragen der europäischen Rechts
ordnung. Die Neuauflage enthält eine umfassende 
Aktualisierung aller Kapitel, einschließlich der jüngsten 
institutionellen Veränderungen, den Grundfragen zum 
Brexit, der Migrationspolitik, den Kontrollen an den 
Binnengrenzen sowie den Schutz der EU-Außengrenze.

Das Buch gliedert sich in fünf Teile:
●	 Die politische Verfassung der EU (Rechtsquellen,  

Ziele und Werte der EU, Verfassungsprinzipien,  
Organisationsstruktur)

●	 Die Wirtschaftsverfassung einschließlich der  
Währungsunion

●	 Der Binnenmarkt und seine Grundfreiheiten
●	 Die Wettbewerbsordnung
●	 Der Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts

Rechtswissenschaften

Bo
rc

ha
rd

t
Eu

ro
pä

is
ch

e 
Un

io
n

  7
. 

A.

QR-Code für mehr Infos und 
Bewertungen zu diesem Titel

52786 Borchardt_M-1669.indd   152786 Borchardt_M-1669.indd   1 11.03.20   17:5511.03.20   17:55



Eine Arbeitsgemeinschaft der Verlage

Böhlau Verlag · Wien · Köln · Weimar
Verlag Barbara Budrich · Opladen · Toronto
facultas · Wien
Wilhelm Fink · Paderborn
Narr Francke Attempto Verlag / expert Verlag · Tübingen
Haupt Verlag · Bern
Verlag Julius Klinkhardt · Bad Heilbrunn
Mohr Siebeck · Tübingen
Ernst Reinhardt Verlag · München
Ferdinand Schöningh · Paderborn
transcript Verlag · Bielefeld
Eugen Ulmer Verlag · Stuttgart
UVK Verlag · München
Vandenhoeck & Ruprecht · Göttingen
Waxmann · Münster · New York
wbv Publikation · Bielefeld

utb 0000

UTB (M) Impressum_20.indd   1 03.12.19   09:27

utb 1669





Klaus-Dieter Borchardt

Die rechtlichen Grundlagen  
der Europäischen Union
Eine systematische Darstellung  
für Studium und Praxis

7., überarbeitete Auflage 2020



Prof. Dr. Klaus-Dieter Borchardt, Stellvertretender Generaldirektor in der Europäischen 
Kommission, war mehrere Jahre lang Kabinettchef in der Europäischen Kommission sowie 
Rechtsreferent im Kabinett des deutschen Richters am EuGH und ist Honorarprofessor an 
der Bayerischen Julius-Maximilians-Universität in Würzburg, Gastprofessor an der Univer-
sität Wien sowie Verfasser zahlreicher Publikationen zum Europarecht.

Bibliografische Information Der Deutschen Nationalbibliothek

Die Deutsche Nationalbibliothek verzeichnet diese Publikation in der Deutschen  
Nationalbibliografie; detaillierte bibliografische Daten sind im Internet über  
http://dnb.d-nb.de abrufbar.

Alle Angaben in diesem Fachbuch erfolgen trotz sorgfältiger Bearbeitung ohne Gewähr, 
eine Haftung des Autors oder des Verlages ist ausgeschlossen.

Copyright © 2020 Facultas Verlags- und Buchhandels AG
facultas Universitätsverlag, Stolberggasse 26, 1050 Wien, Österreich
Alle Rechte, insbesondere das Recht der Vervielfältigung und der Verbreitung sowie der 
Übersetzung, sind vorbehalten.
Druck und Bindung: CPI – Ebner & Spiegel, Ulm
Einbandgestaltung: Atelier Reichert, Stuttgart
Printed in Germany
ISBN 978-3-8252-5278-6
e-ISBN 978-3-8385-5278-1



5 

Vorwort zur 7. Auflage 

Die Europäische Rechtsordnung steht in einem sehr dynamischen Prozess, der stän-
dige Anpassungen und Ergänzungen des EU-Rechts mit sich bringt. In den letzten 
Jahren seit der Vorauflage haben vor allem der Austritt des Vereinigten Königreichs, 
die Migrations- und Asylpolitik, die Kontrollen an den Binnengrenzen sowie der 
Schutz der Außengrenzen der EU die europäische Szene beherrscht. Dies sind des-
halb auch die Schwerunkte der vorliegenden Aktualisierung. Hinzu kommen die 
vielfältigen institutionellen Änderungen im Zuge der Direktwahl des Europäischen 
Parlaments und der Neubesetzung der Kommission zum 1. Dezember 2019. Dane-
ben wird wie immer die umfangreiche neue Rechtsprechung in allen Kapiteln des 
Lehrbuches eingearbeitet.

Mit dem vorliegenden Lehrbuch soll ein Einblick in die weitverzweigte Rechtsord-
nung der Europäischen Union vermittelt werden. Es ist in erster Linie für Studen-
ten und Referendare gedacht, denen die Grundzüge der Rechtsordnung der EU in 
eingehender und systematischer Form aufbereitet werden; aber auch Praktiker, wie 
Rechtsanwälte, Richter oder Verbandsjuristen können dieses Buch zur Hand neh-
men, da es sich um Praxisnähe bemüht und einen raschen Überblick über die we-
sentlichen Strukturmerkmale der Rechtsordnung der EU, einschließlich des Rechts-
schutzsystems, vermittelt.

Der Aufbau folgt dem eines klassischen Lehrbuchs. In einem 1. Teil wird die Politi-
sche Verfasung der EU dargestellt, wobei die Schwerpunkte bei den Rechtsquellen, 
den Verfassungsprinzipien und der Organisationsstruktur liegen. Gerade im letzten 
Bereich werden die in der täglichen Arbeit in den EU-Organen gesammelten prak-
tischen Erfahrungen in die Darstellung miteingebracht. In einem 2. Teil wird ein 
Überblick über die Grundzüge der Wirtschaftsverfassung gegeben. Der 3. und 4. Teil 
sind dem Binnenmarktrecht gewidmet, in dessen Zentrum die vier Grundfreiheiten 
sowie das Wettbewerbsrecht gestellt sind. Der abschließende 5. Teil beleuchtet die 
Politik über den Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts.

Auf die Behandlung der einzelnen Unionspolitiken außerhalb der Grundfreiheiten, 
der Wettbewerbspolitik und des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts 
ist ganz bewusst verzichtet worden. Abgesehen davon, dass eine solche Darstellung 
den Umfang eines einbändigen Werkes gesprengt hätte, erfordert eine brauchbare 
Bearbeitung der vielfältigen Politikbereiche Kenntnisse in den einzelnen Bereichen, 
die heute kaum noch in einer einzigen Person vereinigt sind. Danksagen möchte ich 
all denen, die mir Hinweise und Anregungen für Verbesserungen der Ergänzungen 
und Vertiefungen geschickt haben, die ich so weit wie möglich in der Neuauflage 
berücksichtigt habe. Da das Lehrbuch den Anspruch erhebt, besonders benutzer-
freundlich zu sein, freue ich mich auch weiterhin über Zuschriften aus der Leser-
schaft (gerne auch per e-mail: borchkl@gmail.com).
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Vorwort zur 7. Auflage

Die Ausführungen in diesem Lehrbuch geben ausschließlich die persönlichen An-
sichten des Verfassers wieder.

Dieses Buch ist Prof. Dr. Eberhard Grabitz gewidmet.

Brüssel, im Februar 2020	 Klaus-Dieter Borchardt
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